
Anwaltsprüfung Herbst 2021

Klausurarbeit in den Prüfungsfächern "eidgenössisches und kantonales Privatrecht" und "eidgenössi-

sches und kantonales Zivilprozess- und Schuldbetreibungs- und Konkursrecht"

Hinweise:

A. Lesen Sie die Aufgaben und Instruktionen genau durch. Die Prüfung dauert 5 Stunden, achten Sie

auf das Zeitmanagement!

B. Es stehen folgende Erlasse zur Verfügung:

Eidgenössische:

1. ZGB

2. OR

3. ZPO

4. SchKG

5. IPRG

6. Lugü

7. BGG

Kantonale:

8. JusG: Gesetz über die Organisation der Gerichte und Behörden in Zivil-, Straf- und verwal-

tungsgerichtlichen Verfahren (Justizgesetz, JusG) vom 10.05.2010 (SRL Nr. 260)

9. KRB Sitze: Kantonsratsbeschluss über die Sitze der Gerichte und Schlichtungsbehörden und

die Einteilung des Kantons in Gerichtsbezírke vom 10.05.2010 (SRL Nr. 261)

10. JusV: Verordnung zum Gesetz über die Organisation der Gerichte und Behörden in Zivil-, Straf-

und verwaltungsgerichtlichen Verfahren (Justizverordnung, JusV) vom 26.03.2013 (SRL Nr.

262)

C. Zur Aufgabe l gibt es eine Beilage ('Werkvertrag vom 12. Februar 2021 ").

D. Sie können davon ausgehen, dass Ihnen mit dieser Auswahl an Erlassen und der Beilage die we-

sentlichsten für die Lösung der Fälle benötigten Grundlagen zur Verfügung stehen. Falls Sie wei-

tere Erlasse konsultieren würden, machen Sie einen entsprechenden Hinweis darauf in Ihrer Lö-

sung. Es ist nicht unbedingt so, dass Sie für die Lösung der Aufgaben notwendigerweise alle Ihnen

zur Verfügung stehenden Erlasse auch tatsächlich benötigen.

E. Die Maximalpunktzahl beträgt 91 Punkte. Auch bei sehr ausführlichen Lösungen gibt es pro Teil-

aufgabe nicht mehr als die dafür vorgesehene Maximalpunktzahl.

Aufgabe 1: 53

Frage 1) 6

Frage 2) 8

Frage 3) 8

Frage 4) 31

Aufgabe 2: 38

Teil A 11

Teil B 21

Teil C 6

Total 91

Viel Erfolg!



Aufgabe 1 (Total: 53 Punkte)

Ihr langjähriger Klient, Marc Meister, wohnhaft in Meggen, einziger Geschäftsführer der Hugo Meister

GmbH, mit Sitz in Emmen, schildert Ihnen den folgenden Sachverhalt:

Serqio Herrlich ist Eigentümer eines Einfamilienhauses mit Garten an der Sonnenbergstrasse in Kriens

(Grundstück Nr. 1111, Grundbuch Kriens), das er zusammen mit seiner Ehefrau und den drei Kindern

bewohnt. Er möchte seinen Garten etwas aufwerten: Die alte kleine Holzterrasse soll durch eine neue

betonierte Terrasse mit Holzpergola ersetzt werden. Der Weg durch den Garten und die Aussentreppe

will er ebenfalls erneuern. Sergio Herrlich ist erfolgreicher Musiker. Er mag zwar künstlerisch begabt

sein, dafür fehlen ihm aber Talent und Erfahrung im Bauwesen: Er taugt weder als Handwerker, noch

könnte er ein solches Bauprojekt koordinieren. Deshalb zieht er den erfahrenen Bauleiter Jonathan

Leitner, mit Büro in Hergiswil NW, wohnhaft in Sursee, bei. Dieser soll für ihn die erforderlichen Fach-

leute und die Umbauarbeiten organisieren.

Jonathan Leitner kennt für solche Projekte viele Fachleute, welche er auch für das Vorhaben von Sergio

Herrlich anfragt. Für das Erstellen der Pläne und der Leistungsverzeichnisse zieht er die Bauplaner AG,

mit Sitz in Luzern, bei. In den Leistungsverzeichnissen listet die Bauplaner AG alle erforderlichen Ar-

beitsgattungen auf, mit der Angabe der von ihr geschätzten Mengen (Einheiten), welche die Unterneh-

mer zu erbringen haben werden. Gestützt auf das Leistungsverzeichnis und die Pläne der Bauplaner

AG vom 10. Januar 2021 macht Jonathan Leitner die Ausschreibung für die Entfernung der Holzter-

rasse, den Aushub, das Planieren und Verlegen der Steinplatten für den neuen Weg und für die Scha-

lungs-, Armierungs- und Betonarbeiten für die neue Terrasse und die neue Aussentreppe. Die Hugo

Meister GmbH wird ebenfalls angefragt. Sie erstellt am 20. Januar 2021 eine Offerte, in weicher sie zu

jeder Position des Leistungsverzeichnisses ihren Preis pro Einheit einsetzt. So offeriert sie einen Preis

von CHF 125'000 (brutto). Nach einer Abgebotsrunde vom 25. Januar 2021 (die Hugo Meister GmbH

gewährt darin ein Skonto von 3 % bei Zahlung innert 30 Tagen ab Schlussrechnung, im Übrigen bleibt

es beim Preis gemäss Offerte) erhält sie den Zuschlag für diese Arbeiten.

Auch für die restlichen Arbeitsgattungen findet Jonathan Leitner für Sergio Herrlich gute Handwerker.

Wer das genau ist, interessiert hier nicht weiter.

Am 12. Februar 2021 unterzeichnen Sergio Herrlich als Bauherr und Marc Meister für die mit Sitz in

Kriens eingetragene Zweigniederlassunq der Hugo Meister GmbH, als Unternehmerin sowie Jonathan

Leitner als Bauleiter den Vertrag, welcher eine Vergütung von Total (nach Skontoabzug und MWST-

Zuschlag) CHF 1 30'586.25 vorsieht (Beilage).
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Im März 2021 beginnen die Mitarbeiter der Hugo Meister GmbH im Garten des Sergio Herrlich mit den

Arbeiten. Während den Bauarbeiten sind Sergio Herrlich und Jonathan Leitner fast durchgehend an-

wesend. Im Verlauf ergeben sich folgende Abweichungen von den ursprünglichen Plänen:

1) Sergio Herrlich erkennt während des Baufortschritts "Optimierungspotential": Er weist die Ar-

beiter an, den Weg nicht wie geplant, sondern rund zwei Meter daneben auszuführen. Dazu

muss zusätzlich ein vorbestehender Wurzelstock entfernt und das dadurch entstehende Loch

durch Erde und Kies aufgefüllt werden. Der Weg wird dadurch länger, die geplante Aussen-

treppe dafür um eine Stufe kürzer.

2) Zudem stellt der Bauleiter fest, dass wegen des an gewissen Stellen unerwartet instabilen Un-

tergrunds für eine ausreichende Stabilität die neue Terrasse etwas grösser und massiver er-

stellt werden muss und ordnet die Bauausführung so an. Es fallen dadurch mehr Aushubs-,

Schalungs- und Betonarbeiten an, als die Bauplaner AG in ihrem Leistungsverzeichnis auflis-

tete.

Am 15. April 2021 sind die letzten Arbeiten ausgeführt. Die Arbeiter räumen an diesem Tag die "Bau-

stelle", verabschieden sich und bedanken sich mit Handschlag bei Sergio Herrlich und Jonathan Leitner

für die angenehme Zusammenarbeit.

Am 12. Mai 2021 stellt die Hugo Meister GmbH ihre Schlussabrechnung Jonathan Leitner und Sergio

Herrlich zu. Der Rechnung sind mehrere Regierapporte (allesamt unterzeichnet von Jonathan Leitner)

und das Schlussausmass beigefügt. Aus dem Schlussausmass gehen die Mehrausmasse (Aushubs-,

Schalungs- und Betonarbeiten / längerer Weg mit zusätzlichen Steinplatten) und Minderausmasse (kür-

zere Aussentreppe) im Vergleich zum Leistungsverzeichnis hervor. Dadurch errechnet die Hugo Meis-

ter GmbH im Vergleich zum Werkvertrag Mehrkosten von CHF 35'000 (Brutto). Die Regierapporte ent-

halten jene Mehrarbeiten, welche durch die Entfernung des Wurzelstocks anfallen, aufgeschlüsselt

nach verbautem Material, verwendeten Maschinen und Anzahl Arbeitsstunden der Mitarbeiter. Die

Hugo Meister GmbH berechnet Regiearbeiten von CHF 8'000 (Brutto). Die Schlussrechnung ergibt so

folgende Beträge:

Brutto CHF 168'000.00

abzüglich 3 % Skonto CHF
- 5'040.00

Zwischentotal (exkl. MWST) CHF 162'960.00

MWST 7.7 % CHF 12'547.90

Total (inkl. MWST) CHF 175'507.90

Jonathan Leitner sendet am 20. Mai 2021 Sergio Herrlich und Marc Meister ein Mail, in welchem er

bestätigt, dass sowohl das Schlussausmass, als auch die Schlussrechnung in seinen Augen korrekt

seien.

Sergio Herrlich bezahlt der Hugo Meister GmbH per 10. Juni 2021 den Betrag von CHF 130'586.25 und

teilt am gleichen Tag Marc Meister per Mail mit:
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1 Beim bezahlten Betrag handle es sich um die mit Werkvertrag vereinbarte Pauschale für die

vereinbarten Arbeiten abzgl. Skonto. Mehr sei weder vereinbart, noch geschuldet. Aus dem

Vertrag ergebe sich nicht, dass etwas Anderes als ein Pauschalpreis vereinbart gewesen wäre.

Er habe von einem Pauschalpreis ausgehen dürfen, zumal er das Leistungsverzeichnis, die

Offerte und das Abgebot vor Vertragsschluss gar nicht gekannt habe.

2 Vor Ort habe die Hugo Meister GmbH stets verschwiegen, dass Mehrkosten anfallen würden.

Damit habe sie ihre Aufklärungs- und Anzeigepflichten verletzt, eine Vergütung für allfällige

Mehrleistungen entfalle bereits deshalb. Maximal könne die Kostenüberschreitung im Umfang

von 10% des vereinbarten Preises entschädigt werden.

3 Es treffe zwar zu, dass der Weg etwas anders ausgeführt worden sei als geplant. Es sei aber

vertraglich nicht vorbehalten gewesen, dass dies zusätzlich abgerechnet werden dürfe, zumal

es an einer Preisvereinbarung dafür fehle.

4 Die Zustimmung zu den Regierapporten, Schlussausmass und zur Schlussrechnung des Bau-

leiters genüge nicht, weil er mit dem Bauleiter nach Abschluss des Werkvertrags vereinbart

habe, dass er ihn nicht gegen aussen vertrete.

5 Die geleisteten Regieabeiten seien weder angeordnet noch nötig gewesen und nicht in diesem

Umfang angefallen. Auch das Schlussausmass könne jetzt nach Bauabschluss in vielen Posi-

tionen nicht mehr kontrolliert werden und werde deshalb bestritten.

6 Es habe nie eine Abnahme stattgefunden, womit die Forderung ohnehin nicht fällig sei.

Die Hugo Meister GmbH beharrt auf der gesamten Forderung, weshalb sie am 15. Juni 2021 eine

Betreibung gegen Sergio Herrlich über den ausstehenden Betrag einleitet (Betreibung Nr. 1111), wo-

rauf dieser Rechtsvorschlag erhebt.

Marc Meister möchte Sie nun damit beauftragen, "den Rechtsweg zu beschreiten" um seine Forderung

möglichst bald durchzusetzen und - falls möglich - auch abzusichern. Eine Einigung mit Sergio Herrlich

ist nicht möglich.
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Auftrag: Aktennotiz

Schreiben Sie eine verständlich formulierte und sinnvoll strukturierte Aktennotiz. In dieser handeln Sie

ab:

1) Welche verschiedenen Rechtsbehelfe stehen Ihrer Klientschaft zur Verfügung, welche wären

ebenfalls denkbar, kommen aber vorliegend nicht in Frage und welchen Weg empfehlen Sie

Ihrer Klientschaft?

2) An welche Behörde / welches Gericht gelangen Sie mit welcher Eingabe, wie lauten die Anträge

und mit welchen Eingaben / Rechtsmitteln gelangen Sie an die nächsten Instanzen?

3) Machen Sie Ausführungen zu den formellen Fragen, die sich im erstinstanzlichen Gerichtsver-

fahren stellen.

4) Beurteilen Sie materiell-rechtlich jene Aspekte, welche Ihres Erachtens für den Erfolg [hrer Kli-

entschaft wesentlich sind, gehen Sie dabei auch auf die Gegenargumente von Sergio Herrlich

ein und beurteilen Sie die Prozesschancen Ihrer Klientschaft.

Den Sachverhalt dürfen Sie als bekannt voraussetzen, d.h. Sie müssen ihn in der Aktennotiz nur soweit

wiedergeben, als dies für das Verständnis der einzelnen Argumente erforderlich ist.

Sie dürfen dabei unterstellen, dass der von Marc Meister geschilderte Sachverhalt so zutrifft und er die

Maximalforderung durchsetzen möchte. Soweit Sie Annahmen treffen, bezeichnen Sie diese als solche.

Verweisen Sie auf die relevanten Gesetzesartikel. Arbeiten Sie mit den Ihnen vorliegenden Gesetzen

und Vertragsgrundlagen. Falls sich die Rechtslage aus weiteren Quellen ergeben könnte und Sie diese

nicht auswendig kennen, unterstellen Sie, dass diesen Quellen nichts Abweichendes zu den Ihnen

vorliegenden Unterlagen zu entnehmen ist.
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Aufgabe 2 (Total: 38 Punkte)

Frau Beatrice Muff, wohnhaft in Luzern, bietet in ihrem herrschaftlichen Haus in Weggis, direkt am See,

drei möblierte Luxusappartements zur Miete an. Normalerweise mieten ihre Kunden diese Apparte-

ments während den Ferien für einige Wochen, seltener ein bis zwei Monate. Das Maisonette-Apparte-

ment im Dachgeschoss bildet die grosse Ausnahme: Es ist bereits seit dem 1. März 2019 durchgehend

an Frau Sophie Gale, eine ältere Dame südafrikanischer Staatsangehörigkeit, vermietet. Frau Gale war

Anfang 2019 in den Ferien im Parkhotel Weggis und stiess auf einem ihrer Spaziergänge auf das Schild

mit dem Wohnungsangebot. Die beiden Damen wurden sich schnell einig. Sie vereinbarten in einem

schriftlichen Vertrag, dass ein Mietzins von CHF 7'500 / Monat im Voraus auf den 1. des Monats zu

bezahlen ist.

Frau Gale ist jedes Jahr ein paar Wochen in der Schweiz, dann hält sie sich jeweils vorwiegend in ihrem

Appartement in Weggis auf. Meistens lebt sie aber in ihrer Finca in Marbella (Spanien), ab und zu weilt

sie auf ihrem Landsitz in der Nähe von Avignon in der Provence (Frankreich).

Bis anhin hatte Frau Gale bei jedem ihrer Weggis-Aufenthalte Beatrice Muff und ihren Mann Walter

Muff einmal zu sich ins Appartement zu einem Abendessen eingeladen und ihr dabei die Mietzinse für

die nächsten paar Monate in bar ausgehändigt. Der letzte Besuch war im Oktober 2020. Damals zeigte

sie den beiden auch voller Stolz ihre im Appartement neu installierte Bildersammlung. Dabei soll es

sich um wertvolle Gemälde eines berühmten Künstlers handeln. Bei dieser Gelegenheit bezahlte Frau

Gale den Mietzins bis 31. März 2021 - wie gewohnt in bar. Seither wurde Frau Gale aber in Weggis

nicht mehr gesehen, auch Zahlungen gingen keine mehr ein. Das ist sehr ungewöhnlich, weil Frau Gale

ihr Kommen für Mitte März 2021 angekündigt hatte und bis anhin sehr zuverlässig war.

Beatrice Muff macht sich grosse Sorgen, dass Frau Gale etwas zugestossen sein könnte. Sie konnte

Frau Gale weder auf deren Mobiltelefon erreichen, noch erhielt sie eine Rückmeldung auf ihre Postkarte

an die "Hauptadresse" von Frau Gale in Marbella.

Noch grössere Sorgen bereitet ihr aber ihre persönliche Situation: Sie möchte wissen, wie lange sie

theoretisch warten muss, bis sie die Wohnung weitervermieten kann. Grundsätzlich stört es sie nicht,

wenn Frau Gale die Wohnung nicht nutzt, es wäre ihr aber ein grosses Anliegen, wenn ihr die Mietzinse

trotzdem bezahlt werden, ohne dass sie Frau Gale irgendwo auf der Welt nachrennen muss um an ihr

Geld zu kommen. Zudem fürchtet sie, dass die noch offenen Mietzinsen verfallen, wenn Frau Gale

verstirbt.
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Teil A: Schreiben an Frau Muff

Verfassen Sie ein Schreiben an Ihre Klientin Beatrice Muff, in welchem Sie die Rechtslage darstellen

und ihr die Möglichkeiten aufzeigen, wie sie rechtlich gegen Frau Gale vorgehen kann und welche

weiteren Möglichkeiten ihr weshalb nicht zur Verfügung stehen. Verweisen Sie auf die relevanten Ge-

setzesartikel.

Teil B: Eingabe an Gericht / Behörde

Entwerfen Sie jene Eingabe an das Gericht / die Behörde, welche Beatrice Muff Ihres Erachtens als

Erstes einreichen muss, damit sie ihre Wünsche optimal umsetzen kann. Die Ausführungen zum Sach-

verhalt können Sie auf das Wesentliche beschränken, machen Sie vor allem Ausführungen zu den

formellen Punkten ihrer Eingabe und Voraussetzungen ihres Anspruchs. Verweisen Sie auf die rele-

vanten Gesetzesartikel.

Teil C: Aktennotiz

Halten Sie in einer kurzen Aktennotiz stichwortartig fest, was alle ins Verfahren involvierten Parteien,

Behörden und Gerichte als nächstes vorkehren werden (Eingabe / Entscheid / Verfügung). Zeigen Sie

dabei sowohl autwas geschieht, wenn Ihre Eingabe erfolgreich ist als auch, wenn sie nicht erfolgreich

ist. Halten Sie sich dabei kurz und gehen Sie davon aus, dass der Anwalt von Frau Gale Fristen wahn

und Rechtsbehelfe etc. ergreifen wird. Verweisen Sie auf die relevanten Gesetzesartikel.
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Werkvertragl vom 12. Februar 2021

Bauobjekt: i Terrassenumbau EFH Herrlich, Sonnenbergstrasse
,

6010 Kriens

Die nachstehenden Vertragsparteien

Sergio Herrlich, Sonnembergstrasse, 6010 Kriens

(Bauherr)

Hugo Meister Gmbli Zweigniederlassung Kriens, Luzernerstrasse 12, 6010 Kriens (Unternehmer)

schliessen folgenden Werkvertrag,

fŠjkfib'-Šèí·2.'·'ïéïù,Ú'OD.46Ršštèfžhlië Éj¿2.: lúíö,li'i4:#475:..ØŽ:,
1.1 Der Unternehmer führt Im Auftrag des Bauherrn die In diesem Werkvertrag bezeichneten Bauarbeiten aus.

1.2 Die Leistungen des Unternehmers sind im beiliegenden Leistungsverzelchnis / Baubesohrieb soüe in den allfäl-
lig unter Art 2 dieses We,kvertrags aufgeführten Plänen umschrieben.

1.3 Falis der Unternehmer zur Verlragserfüllung einen Subuntemehmer beizieht so verpflichtet er sloh, die Grunds-
ätze dieses Vertrags dem Subuntemehmer zu überbinden.

%%%**%*jtili;ŠJBRZLP#ZSZMQBE#*kv:*ä·ŽŽÖ*53
2.1 Der Werkvertrag besteht aus der vorliegenden Verlragsurkunde und den nachfolgend genannten Dokumenten.
2.2 Folgende Dokumente In dernachstehenden Reihen- und Rangfolge sind Bestandteile dieses Werkvertiags:

1.
-

Die unterzeichnete Vertragsurkunde;

2. Leistungsveízeichnis der Bauplaner AG vom 10. Januar 2021
(Beilage Nr. 1 );

3. Offerte des Unternehmers vom 20.1.2021 inkl. Abgebot vom 25.1.2021 -

(Beilage Nr. 2 );
4. Durch das Bauobjekt bedingte besondere Bestimmungen vom (keine) keine {Beilage Nr.

5. Nicht durch das Bauobjekt bedingte allgemeine Bestimmungen.

5.1 Die SIA-Norm 118 Allgemeine Bedingungen für Bauarbeiten' in der bei Ve,tragsabschluss aktue]-
len Ausgabe;

5.2 Die folgenden bei Vertragsabschluss gültigen ABB zur SIA-Norm 118

5.3 Die Bestimmungen des Schweizerischen Obllgationenrechts.

?Aýgêl,%4&***ŠF:tjfpt@t' ''
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3.1 Die Vergütung für die ausgeführten Arbeiten bemisst sich nach dem bereinigten. Abgebot vom 30.1.21 und
beträgt

Brutto
CHF 125'000.00

+ zuzüglich baustélienspezilische Schutzmassnahmen, wenn keine Offerte (Devis) CHF

vorliegt£

+ zuzüglich
CHF

- abzüglichRabattmw Skonto 3% (30 Tage) CHF

Zwischentotal (exk]. Mehrwertsteuer) CHF

+ zuzüglich MWSTvon 7·70 %
CHF

Total (inkl. MWST) CHF

Bei Bezahlung innert 30 Tagen kann ein Skonto von 3.0 % abgezogen wer{lena.

0.00

0.00

3:7:ãQ..QQ

121'250.00

9*336.25

130'586.25

3.2 Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage ab Rechnungsstellung. Bei nicht fristgerechter Zahlung beginnt die Verzugs-
zelt automatisch zu laufen. Eine verspätete Zahlung führt zu einem Verzugszins von 5% jährlich.

*Ïëf*Ë·*'Ë¢*09**I*t,:*'ÄÛ á,ŸI.Úí:tt#3:F: 2'.* i:Lí:*4*k&*5)24*20544*Ø:ýžýüü:i·ü:éž-éíýt,*Žý:ílëý-
4.1 Der vereinbarte Preis wird um die seit dem Stichtag (d. h. Datum der Offerte) eingetretene Teuerung nach fol-

gendem Verfahrerú angepasst:

1
Der SBV-Werln,ertrag Ist für Aufträge geringeren Umfangs vorgesehen.

2
Wenneiñe Offerte (Devis) vodiegt, sind die baustellenspezifischen Schutunassnahlnen envähnt Fehlen slejedoch, müssen sle

3

gemãss Art. 3.2. Bauarbeitenverordnung nachträglich erwähnt und konsequenterwelse auch offeriert werden.
Eine spätere Zahlung rechtfertigt keinen Skontoabzug mehr, ein ungerechtferíigler Skontoabzug wird nacht>elastet.

'
Art. 62 Abs, 1 SIA-Norm 118

Werkver#ag . ©by SBV Zürich Seite 1
Ausgabe 2007
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0 Allenfalls andere Verfahren:

4.2 Für Reëieaibelten wird die SIA-Norm 118 angewendet. Es gilt der am Ort der Ausführung geltende Regiean-

satz des SBV.

**:,4?:.%$*é#*d#.-ür.,,I. -èjížý:t,Uëíiáýkk;j*:ifê,%%*ÉÉŽ:Žë*-kj,4¿rž·ktù:íi,ífi?%*í.ŽÁÝ'f?i:iižüé.?fi

5.1 Für die Erfüllung des Werkvertrags werden die nachstehenden Termine bzw. Fristen festgelegt

- allenfalls Lieferung Grundlagen bis
ab 1.3.2021

- Ausführungsbeglnn (Baubeginn) ab 1.3.2021

- Zwischentermine nach Bauprogramm

- Ausführungsschlušs (Bauende) nach Bauprogramm

- Räumung des Bauplatzes nach Bauprogramm

5.2 Alle anderen Fristen haben lediglich infomtativen Charaktert

6.1 Für die Stellvertretung gelangt SIA-Norm 118 zur Anwenduní. Als Bauleiíung wird eingesetzt 1

Jonathan Leitner, Architekturbüro, Löwengraben 12, 6004 Luzern

6.2 Die Anerkennung der Ausmasset die Unterzeichnung der Regierapporlel die Anerkennung der Schlussab-

rechnunglo sowie alle anderen Willensäusserungen der Bauleitung, die das Werk betreffen, sind für den Bau-

herrn nechtsverbindlich.

%Ø)'fžöb3*át_í-#ti#*#ißö.',#,,SWä#E„'.,ß:',#,,'**Š

Ö,Ý7.1 Der Untemehmerverpllichtet sich, eine Betfiebshaftpflichtverslcherung mit den branchenüblichen Zusatzversi-

cherungen für die gesamte Dauer des Werkvertrags abzuschliessen.

7.2 Der Bauherr versichert aelne Rlsiken1 im eigenen Interesse und Ermessen.

8,1 Der Unternehmer verpflichtet sich, die gesetzlichen Arbeltsschutzbestimmungen und die entsprechenden Ar-

beitsbedingungen einzuhalten. Bezüglich der Arbeitsbedingungen gelten allfällige Gesamt- und Normalarbeits-

verträge; wo solche fehlen, gelten die orts- und berufàüblichen Arbeitsbedingungen.

8.2 Der Unternehmer veýìichtet sich, die Anforderungen gemäss Zlffer 8.1 auch seinen allfälligen Subuntemeh-

mem zu überbinden.

8.3 Gemäss Art 3 Abs. 2 der Bauarbejtenverordnung (BauAV) sind die baustetlenspezifischen Massnahmen (d. h.

Schutzmassnahmen betreffend Arbeitssicherheit und Gesundheltsschutz, welche von mehreren Unternehmern

angewendet werden) in der gleichen Ait und Weise wie die übrigen Inhalte des Werkvertrags (z. B. im Leis-

) tungsverzeichnls) aufzuführen.

Es gelten die Bestimmungen der SIA-Norm 118.13
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Art· 48#. SIA-Norm 118

Art 93 Abs. 2 SIA-Norm 118

Art- 33 ff. SIA-Nonn 118
8

Art. 142 Abs. 1 SIA-Nonn 118
9

Art. 47 Abs. 2 SIA-Norm 118
10

Art· 154 Abs. 3 SIA-Norm 118
'1

Bspw.: Bauwesenversicherung, Bauherrenhaftpßicht
12

M. 5 BG Ûber die minimalen Arbeits- und Lohnbedlngungen für ln die Schwelz entsandte Arbeltnehmerinnen und Arbeitnehmer

und flankterende Massnahmen (SR 823.20). BauAV, Art 3 Abs. 4
's

Art. 172 ff. SIA-Norm 118 (sjehe auf Seite 4 dieses Vertrags)
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10.1 Entstehen zwischen den Parteien Meinungsverschiedenheiten, verpflichten sie sich, unverzüglich Im direkten
Gespräch eine Einigung zu suchen.

10.2 Kommt keine Einigung zustande, wird wie folgt vorgegangen:

10.2.1 Mediationsverfahren

0* Vor Anrufung eines Gerichtes wird eine Mediation durchgeführt. Der Mediator wird bei Bedarf
bestimmt.

10.2.2 Gerichtsverfahren (entwederSchiedsverfahren oder Veríahren vor staatllchen Gerichten):

0* Schledsgericht: Die Parteien vereinbaren, Streitigkeiten vor dem Schiedsgericht
Bau+Immob]Iien auszutragen (siehe Reglement Vermlttlung und Schiedsgericht Bau+Immobilien,
Ausgabe Januar 2007, siehe www.baumelsíer.ch).

CP Es wird nur das Vermitüungsverfahren durchgeführt.

O' Die Parteien gelangen direkt ans Schiedsgericht Bau + immobmen.

0* Es wird erstens das Vermittlungsverfahren durchgeführt und zweitens nach gescheiterter
Vermitílung das Schiedsgericht Bau + Immobilien angegangen.

®* Staatllches Gericht: Streitigkeiten werden von den staatlichen Gerichten beurteilt. Es gilt der
Gerichtsstand am Sitz der beklagten Partei, bei deren Sitz im Ausland der Ort des Bauwerks.

*

Zutreffendes bitte ankreuzen

'4)1,\1·t -Aií@ä*.0.#Wkm#ïp¢øi#-44, ',,T-,šr ,I,)?i:f;rbi FŽ'ioj/.'é I:4.4'i239'(?4;,j,¿Ìií.'','-"F.6,',k„';„'i,,I';: .':·í
Der vorliegende Vertrag untersteht schvmizerischem Reoht; die Bestimmungen des Wiener Kaufrechts werden
wegbedungen.

'1 1' 1 111'
1-

,

.·-·• /%, 11%'i:f4' èüú?:2¿,·*£:.Lt.'>1.'i''I'1.Ú.9 L|.

12.1 Der vorliegende Werkverlrag ist mit der gegenseitigen Unterzeichnung rechtsgülüg. Er bedarf zu seiner Ände-

rung und Ergänzung der Schriftlichkeit dies gilf auch für diesen Artikel.

12.2 Sollte eine Bestimmung dieses Werkvertrags nichtig oder unwjrksam sein oder werden, so wird der übrige Teil
dleseš Werkvei-t ags davon nicht berührt. im Falle der Nichtigkeit oder Unwirksamkeit einer Besümmung ist

diese durch eine solche wirksame zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung
am nächsten kommt.

***A#WT,dßp#WF51.d.#-ülïéjb-:--Šú 1'ä- 121'lIÚÙ. '-6 2 ' - M-1, IJI ,23**FØ:rf:VP#Plt»*%.ñž·..
,

Der Bauherr:

Datum und Ort: Kriens, 12.2.2021 Unterschrift: îá. 9jrjžcÁ

Der Unternehmer:

Datum und Oß: Kriens, 12.2.2021 Unterschrift:
für die *ußo :MeisteyGmb:h

:Mayc Neister

Die beauftragte Bauleitung hat von diesem Werkvertrag Kenntnis genommen.

Datum und Ort: Kriens, 12.2.2021 Unterschrift
.

&*uútjuutJi®U.UA

Beilagen (*Zutrefendes bitte ankreüzen)

®* Berelnigte Offerte vom 20.1.2021 & Abgebot vom 25.1,2021

29* Leistungsverzáchnis (lnkl. baustellenspezifische Schutzmassnahmen) vom 10.1 2021

[Ž]* Pianverzeichnis vom 10.1.2021

0* Durch das Bauoblekt bedingte. besondere Bestimmungen vom (keine)

0* SIA-Norm 118
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Sodetà Svlzzgradegll Impmscrl-Ccstrntofi

Auszug aus den Allgemeinen Bedingungen für Bauarbeiten, SIA-Norm 118

Art.8 Lelstungsverzelchnls
'

Bn Loistungsvêrzèlchnlš 18! vorzusohon für ilnheltãprelsvø,tíögø (Aft. 42 Abs. 2). Es führt dje elnzølnen Letstungen, aus denen åtch dlo susgßschliobene Bauarboit zumammen-
setzt, übemlchülch und Vollslündig auf.

'
DBS Vejzølchr]Is baschretbl jede Lelslung unler Angabe von Matorialqualilàten und vßmuo:lchülchen Mongen: es venvelot euî daa E1eätehen ollfätllgerobjektbedgtor Besllm. ·

mungøn mr ihrè Ausführung {Art, 7 Abs. 2 Øff. 2). AIL 86Abo. 4 !:t zu beochten. Für Eventualpoâlöonen gm Ari 102.
;

Das Verzekhnis glbton, nach wølcher Prelsaît (Art. 38 0.) die Vergütung dea Urlernehmers fûr dhø elnzefnen Lotstungen zu berachnen ist Es Ist :o elnzu#chtan, dass dcr
Umemehmer nur noch We von ihm angebotenen Preise onžugeb,nhat und Nerfürdas Leisttngsvafzeîchnls vomenden kann.

Art. 25 Anzeige und Abmahnungspnlchton Unternehmer
'

D*Aufolçht. die der Bauherr durch d.e Bauleltung ausüben lëssl, enihebt den Unternehmer nlcht der gesetzlichen Pfììcht (Art. 365 Abs. 3 OR), Vefhßllnlsse, dje eine gehörlge
oder mchltel[Ige Aüsfûhrung des Werkes gefdhrden. der Baulcitung ollne Vefzug anzuzeigen. Varletzl er dleso Pfilchl, so fgilen nachtoíilgo Folgen Jhm:elbst zurli.ost es sol
donn, do Bouloilung habevon dün bøtroffonden Vefháitnksåen audi ohne Anzeige núchweîsbar Konntnlo gehabL

; Djo Anzeigen sollen scrrmjích ertclgon; mondljche Anzeigen slnd zu protokoiyeren.
Def Unternehmer hat dtelhm Obergebenøn Pläineund den von Ohm zu beafbüllondon Bnugmnd nur donn zu prûfen, wenn der Bauhorr wederdurch elne Bauleitung vertreten
noch oelbst áachverständig, noch durch elnen belgøzogenen Sttchvemtändlgon beraten W, Do¢h zoîgt der Unternehmer Unsilmmlgkekon
oder Bndoro M¿ingot, cij er bei der Augfühfung selner Arbeit erkennt unverzügllch gemäss Abs. 1 und 2 on und macht dle Bauîoltung oufnûchlellioa Folgenaufmerksam (Ab.
mahnung).

' Die Dkdcho Abmahnwngspllcht triílt don Untomehmer, wenn er bôi dorAuslührung aetner Arbelt feststollt odernåch den Umstlnden festslellonmuss, da Ihm erteilte Welåun-
gen dor Bßuleltung fúhtethøfi sind oder Ihm Vorontwortungen (z. B. hlnsfchíich Gefährdung Dfllter) auforlogen. dfe ør glaubt, nicht übernehmen zu dürfen.'
Anzeíge- ur}d Abmahnunppllichlen slnd namentlich auch ln folgenden Bistimmungsn vomešehen: Art. 30 Abs.4 und 5, Art 56 Absß, Art. 95 Abs. 1. Art, 110, Arl 127 Abs,2
und Art. 138 Abs.2 und 3.

Art 34 Atiføaben der Bauleltung
'

Soweit der Wefk.ertmg nkh!5 anderes bestimmt obliêgen der Bauleíhmg tnsbesondere die Beschaffung def Plãna, die Aufâlçht Ober die Ausiührung der Arbeiten sowie die
Pmfung der Rechnungen wid des Weikes.

2
Die Bau!,Ijlg ISI befugl, de Ausführung dergošømton Vertragoorboltdos Unternehmers zti überwachon, dlas auch außerhalb der Baustoüe.'
Dig Ðaulellung sorgt ìürdo mchtzo<Ugo Koofdlnallon der/Vbellen alieram Bauwelk batelligten Unlemehmer, unler Berüdelghtlgung der von Ihnen benötigten Voibeæitungszell

Art. 56 Verlrag mil Richlpreison
'

Im Wetkvortrøg mlt Rlchtprets glbl dor Untemohmer för baslimmle Rogleâfbeiten die vorau:stch!1!chm, Gouarnötosten an {ungafãhrerAnåalz [m Sinne von A t. 375 OR), untêr
glclchzoillgor Angabe dar Regloansštzø und der von ihm gwçhålzten Mengon.

'
Warden dle øngôgåbenen Gmmtkodenurivefhå!!nlßmäBZ!9 Obeischrltton, so hot doreouherr dle Rechte gemâss Art 875 Abs. 2 OR.

) '
Erf/olste slchbei darAuslührung der Arbeiten, dass die nngegôbonon Geâomtløsten vofauszlchülah übersehttlten wmrlen, so zelgl derUntomehmer dieš dem Bauherrn
urwørzügllch gomðssM. 25 on.

'

De,Teuefungsabroohnung untetììegøn dlebelrelfeilden A,boltennurdann, wonn d]2$ ausdrückllêh vot,eholtenwonjeri ít
Art. 169 Mãngelrechte
1

BelJedem Mangel hatder Bautìerr (abgßsohen,om Gchadenersatzrßéht nach A}L. 171) =nåchsl oînzlg das Rüe ht, vom lhttomohmor dlc Bedtigvmg des Mangels lnneftiolb
ongamessonor Fííåt zu 01!Bngen (Recht øuf Verbesserung, Art. 160, Art. 161 Abs. 2, Afl. 162, Art 174 Abs. 2, Art. 179 Abs. 2). Sowolt der Untemehmer Mänìel Innerhalb der
vom Bauherrn angesetzien Ftìåt nlcht bohebt, Mtdor Bauherr berechtigl, nachšelnerWah]:
'

entwederweltefhîn aufderVB,bessalunozu beharren; dteê jedoch nur donn, wonn die Verbesaotung Im Verhäl[Ills z,i 56(nom Interosso an dor Mflngelbesclögung nicht
Obojmösêlge Kostenvèrwmacht (Aft. 368 Abm.2 C)81 Der Bauhem konn dje Vefbessøîung sta!1 durch den Unternehmer auch durch einen Drittên ausführen iman oder sie
êelbst'vornehmen, boldü auf Kosten des Unternehmers (A,i 170)

2
oder elnøn dem Mlnderwert des Werkes entsprechenden Abzug von der Vergülung zu machen (Mlnderung, Alt 368 Abs. 2 OR}. Hat der Bauherr (oderoine Hnfsperoon des
Bauhelîn) dan Màngeimîiverchuìdeí, solêlder Abzug cntsprechendzuvßmngem

'

oder vom Vorlrag zufüdœutreterë dlesiødoch nurdann, v,enn dlù Enfemung des Wetkes nïcht rnll unverhâllnrsmšsslgen Nachteiløn Kjr den Unternehmer vefbunden ieíund
die AnnahrnedemBauhemi nlchlzugemutetwerdenkann (Art.368,Abs. 1 und GOR). Mtdem Rijaklfitielrd der BauhmrvonderPíìlchlzuf Lel;tung einerVfgûtung be.
frelt; boretto bezahlte Vorg]Oiungan kann Br zurückíoidem. Doâ Wf3R šteht dem UntemohmerxurVerfügwng; es kenn vom Bauherrn aus dem Gundstück entfernt v/erden,und z.var auf Kosten des Unternehmern, wenn dieser die Entfönung rúchl Innefhatbel'ner ongomesocnen Fisl selbstvomlmmt.'

Hnt alch dof Untamehmarausd:Oclli¢h gem**1, eine Verbesuefung vorzunohmen, oderb! orhlozu olíonslchtllch nlehtimvtendo, so slehen dom Bauhe,m dle Mãngelrechtegómšss Ah. 1 ZHT. la sctlon vor Ablauf def Verbásserungtftitt zu
Art. 172 Garantlefrlst (Rügefrisl); Bestand und Dauer
'

Ist nicht elwaš ønderes vereinbart, so bestoht eine Gí rantjoídst (Rügøfrlst) von zwel Johmn. Hlnslchtíích der Dauor der{Zaraniüfrlst (Rílgofrínt) gehm ander, Normen des SModerím Einvørnøhmen mli dam SIA aufgeslelne Normen anderer Fachvomände Vof wann®Ø Vo,!røgâbeindiôll sind (Ai 21).'
Dle Goràntlefist (ROBÛMBO boglnnl fürdßn Work oder eißteînß Werkleile mli demýog derAbnahme üu laufen,

Art. 173 Recht zu jederzeltlger Mängolrüge
'

Während dor Gßrßntleliìšt (Rùgcfrìot) kann der Bauherr In Abvfeïchung vom Geselz (Art.3871tnd Aft 370 OR) Mängel £)Jler Artjedcrzoit rügen.'
Dieses RechtzurJedelzeîßgon Mângeïrüge bestoht auch für Mängel, dlozur Vermeldung wøîtoren Schadens unva=Dglich behoben werden müšsen. Doch hat der Bauherr, derefnon solchon Mangml nlchl sofort nach dor Entdeçkwng *t, don wolleren Schaden satbsl zu tragon, derbel unvet-zügHcher Bahebung des ontdeciden Mangels håtlé vermiedenwerdon können.

Art. 174 Haftung des Unternehmers
1 Der Untemehmerhåftetfürø!!BMãngel RL 168), dedorßauheirwãhrend dsr Garantefrisl {Rügefriši) #gt (Aft. 173).Vonder Hanungausgenommensindfinzig Mèngel, fürdjedaa Werk (odšrderWelktoü) gemäss AK. 163 als genehný gìit.*

DerBauhefr setzt dem Unlemehmer elne angèmés,ene Frist nur Vetbeßsorung elneg gefOglen Mangolå an. Dle An. 169-171 slnd anzuwonden.'

Wit,d stmjijg, ob eìn behauptoter Mangel 'wifklich eine Veæagsabwolchung dßrsle!1t Und dahereln Mßngeî lm Slnne dleser N©mì lot, so ilogl dla ßowelslsst bdm Unternehmer.> *Elngefôgtum zuve,meldøn, dass dia {3arantíêlnstmttdur Verjšhntngsffist Ø,t. 180),erwechs#ltwìrd,
- Ole Müngelbehebung darf In der Regol nkht bis*um Ak¿auf der Gwantìefrlst (Rügefrisq)sufgeschobenwefúon.

Art. 170 Haftung fíirverdeckte Mängel
1 verriockte Mãngel im Slnne dloserNDrm sind solche Mängel, die dørßauhorr erst nach Abiauf derG#ranüefríat (Rügefflnt) (M. 172#,) entdetkt'

Der Unternehmer haftet für vefdecktø Mänge!, sofern sie wxfn Bauherrn sofoftnnoh dér Entdeckunø gerügt wordøn (vgl. aberAft. 178 Abs. 2 und Art, 179 Abâ. 3 und 4). DorBauherr ootzt dem Untomohrnor eine ãngemesfìme Fiíst zur Boseltigur,o dar Månøe! an. Dle Art 169471 sind an Zuwenden.'
Der Untemuhmer haftet indøssen nlchtñlr verdeckte Mãngel (Abs. l), wdche dje Bauïeltl#tg achon bol dar gemdnsamsn Prüfung (Art. 158 Abs. 2) hãtte erkennen können: es.øol dønn, erhaba dìs Mãngel GbslchWch wrsch*legen,

'
Im Fa'te einer Abnahmechne P,Ofung (A,t. 164) hotet dor Untamøhmernlch! für vcrdnckte Mãngel (Abb. 1), dìø dor Bauhe:rdurch F·üfung das abgenommønen Wmkes (oderWe,ktel]9) noch vor,Abtruf ¢er Gamntofdot (Garnnuefdšt Olfßefilsi)>hölle efkennen können; es sol denn. der Unternehmer hübo dle Mängel cbšlchölch verschwìegen.

'

Wirdstrcltlg, ob eln behoupletervödeeklerM,ngelwlrklicheìno Voftragsabweichung darstotltund dahorcîn Møn901 îm Slnne díeserwonn Ißt, sotiêot dle BewelslastbelmElauherm.

Art. 180Verjährung
'

Ble Mänåo],echle des Bauhemt vo43hren fûnf Jahre nac,Abnahmo des Wetkes oder Wel'ktolla,
'

D]o Rechte aus Mãngeln, die der Unlemehmerabslchtlidh vefschwiogen hat, varjåhmn dagegen jn 10 Jahmn.
Art. 181 Soildarbürgschañ
1

Derüntemehmerlelgtøt vorAUSŽahlung des Rückbeha]Ias (Ari. 152)Sichefheilfüfsalne Hanung wegen Müngaln, dia bet dergomolnsomen Prülunø oderwãhrßnd der Gßmri.tjefóßl (Rügefrisl.) gerëgt we:deß.
Die Stcbejhøft besteht In der Solldarbürgs[1:Dfi elner namhaflon Bank oce: Voraldterungsgasellschall.7 Der Hailungsbulmg dea Bülgen bemlss! sich nach der Tolslsumme dermrn Bauherm fùrdps gesamto Werkžu leìstonden Vergû!,ngonMer Arl. Er bdåuâ ålchauf 1056 dieserSumme, übersteîgl aberdle Summe Fr. 200 000.-, 80 büišuft er sich *uit 5% der ganzen Summe, Jedoch mlndestenu Eur Fr. 20 000.-und höchstens auf Fr. 1 000 000...'
Die Ejürgschaft Ist fürso lange zu lelslen, WB Btløzu vuj üfgendon Mångetrechto ødosclten slnd.- Slnd biã zum Ablauf derGaronöüfrist (ROOOIWDI) 1clne Mängol 9efOgtworden, so kann der Untemohmer vom Bauherrn vwtnngeri, dosâ dlasor døn Solldjarb{Orgon sofort bofrele. Femerhat arAnšpruch dornuf, daso Ihm ( or Bauherr zuhanden dorBòruen das Erlôšchen allfämgor Mãníclrochte ø¢hdlülch beslâlígo
-

DiD Büfmchim ístiürí lc Dauer derGeronüefrhl 09*frisl zu telslon. Dlg Verpßjchtung desBürgen dßuc,tjúdoch biß zur Behebuna aãmülchervorAbløurder Gamnüekist (RÛ·oefíhq gefûgten Mångel. Mofbeha!(en blotbt darEh:Rt derVe®hning.
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Anwaltsprüfung Herbst 2021

Staats- und Verwaltungsrecht

Erlasse

Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG; SR 700)

Raumplanungsverordnung (RPV; SR 700.1)

Planungs- und Batgesetz (PBG; SRL 735)

Planungs- und Bauverordnung (PBV; SRL 736)

Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG; SRL 40)

Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG;

SR 830.1)

Bundesgesetz über die Unfallversicherung (UVG; SR 832.20)

Beilagen

Situationsplan

Auszug Richtlinie «Waldabstand innerhalb der Bauzonen» des Bau-, Umwelt- und Wirt-

schaftsdepartements (BUWD)

Fotographie vom Fussweg

Das Schwergewicht der Prüfung liegt auf Fall 1.

Fall 1

Sachverhalt

1. Das Ehepaar A. erwarb im Oktober 2019 das Grundstück Nr. 101 in der Gemeinde X.

im Kanton Luzern. Die Parzelle befindet sich teils in der Wohnzone, teils in der

Grünzone (Waldgebiet). Auf dem Grundstück befindet sich ein altes, sanierungsbedürf

tiges Chalet. Das Ehepaar A. beabsichtigt das Chalet zu sanieren und anschliessend

zu vermieten.



2. Am 20. April 2021 reichten sie zu diesem Zweck beim Gemeinderat der Gemeinde X.

ein Baugesuch ein. Neben einer umfangreichen Sanierung der Innenräume plant das

Ehepaar A. noch einen Anbau bei der Ostfassade des Chalets. Im Anbau soll einer-

seits die Waschküche, anderseits der neue, überdachte Eingangsbereich unterkom-

men. Zudem soll neu an der Nordseite ein Gartensitzplatz entstehen, wofür das Ter-

rain etwas abgegraben und eine kleine Mauer errichtet werden soll.

3. Gegen das Baugesuch erhob Herr M., Eigentümer der benachbarten Grundstücke

Nrn. 102,103 und 104, am 4. Mai 2021 fristgerecht Einsprache. In der Einsprache ver-

langt Herr M. die Abweisung des Baugesuchs. Er bringt im Wesentlichen folgende Ar-

gumente vor:

- Erschliessunq: Das Grundstück Nr. 101 sei in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht

nicht genügend erschlossen. Es führe lediglich ein schmaler Fusspfad via Grund-

stück Nr. 104 von der Strasse her zum Chalet. Zwar bestehe an dem Weg ein

Fuss- und Fahrwegrecht zugunsten Grundstück Nr. 101 und zulasten Grundstück

Nr. 104. Das Fahrwegrecht sei aber gemäss Dienstbarkeitsvertrag vom 19. Oktober

1983 beschränkt. Somit dürfen die Anwohner den Weg nicht befahren und müssten

stets zu Fuss zum Gebäude gelangen. Abgesehen davon sei der Fusspfad gar

nicht befahrbar, er müsste ausgebaut werden, wobei ein Ausbau des Weges ge-

mäss Dienstbarkeitsvertrag ausgeschlossen sei. Der Dienstbarkeitsvertrag von

1983 genüge daher nicht als rechtlich sichergestellte Erschliessung (vgl. hierzu den

nachfolgenden Wortlaut des Dienstbarkeitsvertrages).

Herr M. verlangt in diesem Zusammenhang in seiner Einsprache ausserdem, dass

der Gemeinderat feststellt, dass das Ehepaar A. den Fusspfad nur zu Fuss nutzen

und der Fusspfad nicht ausgebaut werden dürfe.

-
Waldabstand: Das Bauvorhaben wahre den Waldabstand nicht. Dazu führt Herr M.

aus, dass das bestehende Chalet einen Waldabstand von 20 m zum östlichen

Waldrand sowie 17m zum nördlichen Waldrand aufweise. Das Gelände nördlich

und östlich des Chalets, so auch der Wald, seien steil aufsteigend und hügelig. Der

Waldabstand sei somit bereits zum aktuellen Zeitpunkt nicht eingehalten. Das Ehe-

paar A. plane nun einen Anbau, wodurch der Abstand zum östlichen Waldrand nur

noch 15m beantragen würde. Der geplante Gartensitzplatz mit seiner Terrainver-

änderung und Gartenmauer wäre sogar bloss 12 m vom nördlichen Waldrand ent-

fernt. Der rechtswidrige Zustand würde somit verstärkt.

4. Sie sind Rechtsanwältin/Rechtsanwalt in einer Luzerner Kanzlei. Seit Jahren beraten

Sie den Gemeinderat X. in rechtlichen Angelegenheiten. Die Leiterin des Bauamtes

der Gemeinde X., Frau S., kommt nun zu Ihnen und bittet Sie, den Gemeinderat bei

der Abwicklung der Einsprache von Herrn M. zu unterstützen. Sie gibt Ihnen folgende

Informationen und Unterlagen, von deren Korrektheit Sie ausgehen können:

2



Anlässlich der Einspracheverhandlung teilte das Ehepaar A. mit, dass es mit dem

Eigentümer des Grundstücks Nr. 106 einen Dienstbarkeitsvertrag zur ausschliessli-

chen Nutzung zweier Autoabstellplätze zugunsten Grundstück Nr. 101 abgeschlos-

sen hat. Die Abstellplätze liegen rund 50 m vom Baugrundstück entfernt. Es legte

den beurkundeten Dienstbarkeitsvertrag, der auf den 3. März 2021 datiert, auf.

Die Klausel aus dem Dienstbarkeitsvertrag bezüglich dem Fusswegrecht (datiert

auf den 19. Oktober 1983), auf welchen sich der Einsprecher beruft, lautet wörtlich

wie folgt:

ll. Dienstbarkeitsvertrag

1. Zugunsten des Grundstückes Nr. 101 wird ein Fusswegrecht sowie ein

beschränktes Fahrwegrecht zulasten des Grundstückes Nr. 104 einge-

räumt. Bezüglich des näheren Inhaltes dieser beiden Rechte gilt Folgen-

des:

(.i.)

b. Ausbaumässig hat sich die Weganlage im Rahmen des bisherigen

Zuganges zu halten, d.h.. die Weganlage darf weder asphaltiert

noch betoniert werden.

c. Das Fusswegrecht definiert sich inhaltlich im üblichen Rahmen. Be-

züglich des beschränkten Fahrwegrechtes gilt, dass damit das Recht

verbunden ist, soweit mit der zulässigen Anlage technisch möglich,

die Weganlage ausnahmsweise zu befahren, z.B. für den Transport

schwerer Güter (Beispiel: Piano, Waschmaschine, zügeln).

Frau S. gibt Ihnen eine Fotographie des Fussweges, welche sie anlässlich eines

Augenscheins gemacht hat.

Das bestehende Chalet auf Grundstück Nr. 101 wurde im Jahre 1984 vorbehaltlos

bewilligt.

Gemäss Baugesuchsplänen dient der neu geplante Eingangsbereich nicht als Auf-

enthaltsraum, sondern nur als Garderobe und als Abstellraum für Sportutensilien.

Das bestehende Chalet weist gemäss Feststellungen des Amtes für Raum und

Wirtschaft des Kantons Luzern (rawi) einen Waldabstand von 20 m zum östlich sto-

ckenden und aufsteigenden Wald sowie 17 m zum nördlich und seitlich stockenden

Wald auf. Die geplante Anbaute würde tatsächlich in einem Abstand von 15 m und

die Mauer des Gartensitzplatzes 12 m zum nördlichen Waldrand stehen. Frau S.

teilt Ihnen in diesem Zusammenhang mit, dass das rawi keinen Einwand gegen das

Bauvorhaben hat.

3



Aufgaben

1. Verfassen Sie für die Gemeinde X. die Erwägungen des Baubewilligungsentschei-

des zu den materiellen Rügen in der Einsprache von Herrn M. Ein Rubrum müssen

Sie nicht erstellen.

2. Sie schicken Frau S. von der Gemeinde X. ein Begleitschreiben per E-Mail mit dem

Entwurf der Erwägungen. Erläutern Sie in der E-Mail Ihre Empfehlung, ob die Ein-

sprache gutgeheissen oder abgewiesen werden soll (max. 14 Seite). Machen Sie in

der E-Mail zudem einen Vorschlag für den Rechtsspruch in Bezug auf die Einspra-

che von Herrn M.

3. Der Gemeinderat X. erteilt die Baubewilligung. Herr M. geht nach Erhalt des Ent-

scheides zu seiner Rechtsanwältin und bittet um Prüfung des Entscheides. Unter

anderem macht Herr M. geltend, dass der geplante (moderne) Anbau nicht schön

sei und nicht in das Ortsbild passe, welches massgebend von älteren Chalets ge-

prägt sei. Er habe aber nicht daran gedacht, dies in der Einsprache vorzubringen.

Sie sind juristische Mitarbeiterin/juristischer Mitarbeiter in der Kanzlei. Ihre Chefin

kommt nach der Besprechung mit Herrn M. zu Ihnen und bittet Sie um Klärung fol-

gender Fragen in einer (kurzen) Aktennotiz:

a. Wie ist der Rechtsmittelweg?

b. Kann im Rechtsmittelverfahren die fehlende Eingliederung ins Ortsbild noch ge-

rügt werden, auch wenn Herr M. die Rüge in der Einsprache nicht vorbrachte?

Eine materielle Prüfung, ob das Ortsbild gewahrt ist, müssen Sie nicht vorneh-

men.

c. Die Gemeinde hat Herrn M. den Baubewilligungsentscheid an einem Samstag

per A-Post Plus zugestellt. Darf die Gemeinde solche Entscheide per A-Post

Plus zustellen? Falls ja, ab welchem Tag läuft die Frist?

Hinweis: Die A-Post Plus ist ein Angebot der Post, bei dem Briefe mit Sendungsverfolgung zu-

gestellt werden, ähnlich wie bei einem eingeschriebenen Brief. Anders als bei einem Einschrei-

ben erfolgt aber keine Zustellung gegen Unterschrift. Briefe werden direkt in den Briefkasten

oder das Postfach zugestellt. Der Sender erhält von der Post eine Zustellbestätigung, aber keine

Empfangsbestätigung.
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Fal!2

1. Frau B. arbeitet seit 2016 bei der Y. AG und wurde in diesem Rahmen obligatorisch

bei der Unfallversicherungsanstalt S. gegen die Folgen von Unfällen versichert. Am

23. Juli 2021 schüttelte ihr eine Kollegin beim Verabschieden kräftig, ruckartig und mit

Abknicken des Handgelenks die rechte Hand, sodass B. unmittelbar vor Schmerzen in

die Knie gehen musste.

2. Aufgrund der anhaltenden Schmerzen ging Frau B. kurze Zeit später zur ihrem Haus-

arzt. Das vom Hausarzt veranlasste MRI der rechten Hand ergab einen breiten Riss an

der Zwischengelenkscheibe des Handgelenks und eine Sehnenscheidenentzündung.

Der Hausarzt zeigte das Ereignis unverzüglich der Unfallversicherung von Frau B. an.

3. Mitte August 2021 meldete sich der zuständige Sachbearbeiter der Unfallversicherung

telefonisch bei Frau B. und bestätigte den Eingang der Unfallmeldung des Hausarztes.

In dem Gespräch merkte der Sachbearbeiter weiter an, dass die Unfallversicherung

den Versicherungsfall aller Voraussicht nach ablehnen wird.

4. Perplex über die Bemerkung des Sachbearbeiters sucht Frau B. am 30. August 2021

die Anwaltskanzlei auf, in der Sie als Rechtsanwältin bzw. Rechtsanwalt tätig sind.

Frau B. möchte von Ihnen wissen, ob Sie einen Anspruch auf Leistungen der Unfall-

versicherung hat und wie Sie ihre Prozesschancen bei einer ablehnenden Haltung der

Versicherung einschätzen. Zudem möchte Sie wissen, wie der Rechtsweg aussieht

und ob sie mit Verfahrenskosten zu rechnen hat.

Aufgabe

Verfassen Sie ein Schreiben an Frau B., in welchem Sie ihre Fragen beantworten. Zeigen

Sie ihr insbesondere auf, welche Argumente die Unfallversicherung vorbringen könnte.

Viel Glück!
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Auszug Richtlinie «Waldabstand innerhalb der Bauzonen» des Bau-, Umwelt- und

Wirtschaftsdepartements (BUWD)

KANTON

LUZERN

Bou-r Umwel und Wirtschcflšdeportemenf

Departementssekreta,íat

Bahnhofstrasse 15

6002 Luzern

Teefon 041- 228 51 55

Teßefax 041- 210 65 73

buwd@Iu.ch

www.lu.ch

RICHTLINIE

Waidabstand innerhalb der Bauzonen

Diese Richtlinie ist vom Departementsvorsteher am heutigen BUWD-R für gültig erklãrt worden.

3.4 Prüfung der entgegenstehenden überwiegenden öffentlichen Interessen

Einer Erweiterung dürfen keine überwiegenden öffentlichen Interessen entgegen stehen.

Dabei handelt es sich um Interessen der Sicherheit, Wohnhygiene und Erhaltung des Wai-

des und seiner Funktionen. Dabei gilt: Je näher die rechtswidrige Baute am Waldrand steht,

desto gewichtiger sind die öffentlichen Interessen. lin Hinblick auf die Besonnung und Si-

cherheit sind die Lage (Expositionen N/S/W/O), die Höhe und die Topographie (abfallend

oder aufsteigend) des Waldes zu berücksichtigen.

Folgende grobe Abstufungen können in der Regel unter Berücksichtigung der vorgenannten

Voraussetzungen und den einleitenden Überlegungen vorgenommen werden:

20 - 15 m: Die Ausnahmebewilligung für alle Bauten und Anlagen kann grundsätzlich

erteilt werden.

Ausnahme: steil aufsteigender Wald bei Wohn- und Arbeitsräumen.

15-10 m: Aufstockung/Ausbauten von Wohn- und Arbeitsräumen grundsätzlich möglich.

Ausnahmen: aufsteigender Wald oder Wald stockt im Süden.

Bei den übrigen Bauten und Anlagen kann grundsätzlich eine Ausnahmebe-

willigung erteilt werden.

10-Sm: In diesem Bereich ist insbesondere bei Wohn- und Arbeitsräumen eine sorg-

fältige Interessenabwägung vorzunehmen.

5-Om: Hier sind nur Substanzerhaltungen möglich.


